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Ausgangslage

Seit 2015 vergeht kaum ein Tag, ohne dass in Polit-Talkshows, 
in sozialen Medien oder politischen Gremien über die Zuwan-
derung und Integration Geflüchteter debattiert wird. Hierbei 
rücken in jüngerer Zeit zunehmend Fragen einer langfristi-
gen Integration in den Mittelpunkt. Neben dem Erlernen der 
Sprache, der Vermittlung von Wohnraum, dem Zugang zum 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt geht es auch um Kontakte zur 
Aufnahmegesellschaft. Darüber hinaus haben Fragen des ge-
sellschaftlichen Zusammenhalts enorm an Bedeutung gewon-
nen. Die Geflüchteten wurden auf Städte und kreisangehörige 
Kommunen verteilt, die sich nicht nur im Hinblick auf ihre Grö-
ße unterscheiden. Großstädtische und kleinstädtische Räume 
zeichnen sich auch durch unterschiedliche Strukturen in der 
Bevölkerung (z. B. Existenz von ethnischen Communities) und 
auf dem Arbeitsmarkt aus. Hinzu kommen die verschiedenen 
Vorgehensweisen in der kommunalen Integrationspolitik und 
die unterschiedlichen Verfahren bei der Flüchtlingsaufnah-
me. Es ist davon auszugehen, dass diese spezifischen lokalen 
Bedingungen Einfluss auf den Verlauf der jeweiligen Integ-
rationsprozesse haben. Unser Beitrag zielt daher darauf ab, 
die tatsächlichen Chancen und Barrieren bei der Integration 
Geflüchteter unter verschiedenen lokalen Bedingungen der 
Aufnahmegesellschaft aufzuzeigen und somit ein differenzier-
teres Bild der Bedeutung unterschiedlicher lokaler Kontexte 
zu ermöglichen.

Francesca Adam, Stefanie Föbker, Daniela Imani, Carmella Pfaffenbach, Günther Weiss, Claus-C. Wiegandt

Angekommen in Nordrhein-Westfalen – 
wie Geflüchtete in groß- und kleinstädtischen 
Räumen Zugang zu Wohnung, Arbeit und 
Kontakten finden1

Der lokale Kontext hat wesentlichen Einfluss auf die Integrations-
prozesse von Geflüchteten. In einer wachsenden Großstadt sto-
ßen Geflüchtete auf angespannte Wohnungsmärkte. Hier finden 
sie oft nur über persönliche Kontakte preisgünstigen Wohnraum. 
Der großstädtische Arbeitsmarkt hingegen bietet ihnen vielfältige 
Zugangsmöglichkeiten. In Kleinstädten konnten Geflüchtete oft 
direkt in Wohnungen untergebracht werden. Mittlerweile ist der 
Markt aber auch hier zum Teil angespannt. Der Arbeitsmarkt 
bietet in Kleinstädten zwar weniger Möglichkeiten, der Zugang 
ist aber durch persönliche Kontakte oft leichter. Die Großstadt 
bietet vielfältigere Gelegenheiten für neue soziale Kontakte, die 
sich aber nicht selten als flüchtig erweisen. Im klein- und mittel-
städtischen Kontext erlaubt die Überschaubarkeit eine größere 
Stabilität in den Netzwerken.
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Methodisches Vorgehen

Für unsere Studie zur Integration von 
Geflüchteten haben wir zwei unter-
schiedliche lokale Kontexte in Nord-
rhein-Westfalen gewählt: den Kontext 
einer Großstadt auf der einen Seite und 
den eines Landkreises mit Klein- und 
Mittelstädten auf der anderen Seite. Die-
se Herangehensweise basiert auf der Er-
kenntnis, dass Integrationsprozesse von 
Zuwanderern und Flüchtlingen durch 
den jeweiligen lokalen Kontext beein-
flusst werden (Aumüller u. Bretl 2008; 
Glick Schiller u. Çağlar 2011). Dabei sind 
die Größe der Stadt und die Zusammen-
setzung der Bevölkerung (Präsenz von 
ethnischen Communities) sowie die 
Strukturen des städtischen Arbeits-
marktes und der Flüchtlingsaufnahme 
(Aumüller et al. 2015: 118) wesentliche 
Einflussgrößen. Beide räumlichen Kon-
texte werden durch jeweils eine Fallstudie repräsentiert: der 
großstädtische Kontext durch die Stadt Köln und der klein-/
mittelstädtische Kontext durch den Kreis Heinsberg (Abb.1). 

Grundsätzlich wird der Verlauf der Integrationsprozesse 
sowohl von den Geflüchteten selbst als auch von der An-
kunftsgesellschaft gestaltet. Daher wurden in dem Projekt 
die Möglichkeiten und Hindernisse des Einlebens aus der Sicht 
beider – der Geflüchteten und der Vertreter_innen der Aufnah-
megesellschaft – untersucht. In Anlehnung an die Dimensio-
nen der Sozialintegration von Esser (2001; Abb. 2) wurde der 
analytische Schwerpunkt unter anderem auf die Arbeits- und 
Wohnsituation sowie auf die sozialen Beziehungen der Ge-
flüchteten gelegt. 

Zur Erfassung der Perspektive der lokalen Akteure führten 
wir zwischen Oktober 2016 und Juni 2017 insgesamt 29 Ex-
perteninterviews mit Vertreter_innen der Kommunen und des 
Kreises, der Stadtgesellschaften sowie der Landesebene. Die In-
terviewpartner_innen wählten wir aufgrund ihrer beruflichen/
ehrenamtlichen Tätigkeit und Zuständigkeit im Integrationspro-
zess von Geflüchteten. Zudem führten wir zwischen März und 
November 2017 insgesamt 41 Interviews mit Geflüchteten. Bei 
der Auswahl dieser Gruppe von Interviewpartner_innen ver-
folgten wir das Ziel, möglichst unterschiedliche Lebenssituatio-
nen zu berücksichtigen, die einen Einfluss auf den Integrations-
prozess haben könnten (z. B. Alter, Geschlecht, Herkunftsland, 
Familiensituation, Bildung). Der Kontakt zu den Interview-
partner_innen wurde von Mitarbeiter_innen in kommunalen 
Verwaltungen, Beratungseinrichtungen und Bürgerinitiativen 
hergestellt, die beruflich oder ehrenamtlich mit Geflüchteten 
arbeiten. Ein solcher Zugang sollte helfen, eine vertrauensvolle 
Interviewatmosphäre herzustellen. Die Vermittlung von Inter-
viewpartner_innen durch vertraute und vertrauensvolle Gate-
keeper wurde auch von Kutscher und Kreß (2018) angewandt 
und als wichtiger forschungsethischer Aspekt bezeichnet. Die 
Interviews wurden zumeist in den Büros der Einrichtungen ge-
führt. Die durch Leitfäden gestützten Interviews thematisierten 
die Erfahrung der Geflüchteten bei Ankunft am derzeitigen 

Abbildung 1: Die Untersuchungsräume

Quelle: eigener Entwurf
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Abbildung 2: Dimensionen der Integration

Quelle: eigener Entwurf nach Esser (2001)

Wohnort, die Gestaltung des Alltagslebens, die Wohn- und Ar-
beitssituation sowie persönliche Netzwerke. Schließlich frag-
ten wir auch nach Themen, die für die Interviewten wichtig 
sind. Daher wurde auch die Sorge über das Aufenthaltsrecht 
in Deutschland häufig zu einem Gesprächsthema.

Zusätzlich zu den Interviews haben wir im Laufe des For-
schungsprozesses drei Workshops organisiert, um unsere 
Ergebnisse mit lokalen Akteuren und Geflüchteten zu disku-
tieren – ein Workshop mit befragten Expert_innen (06/2017), 
einer mit befragten Geflüchteten (11/2017; Abb. 3) und einer 
mit Mitarbeiter_innen aus verschiedenen Bereichen des nord-
rhein-westfälischen Ministeriums für Kinder, Familie, Flücht-
linge und Integration (MKFFI) (02/2018). Dadurch wollten wir 
unsere Ergebnisse validieren, unser Verständnis erweitern und 
von neuen Entwicklungen Kenntnis erhalten. Zugleich ermög-
lichten die Workshops, die Erfahrungen der Geflüchteten an 
lokale Akteure der Kommunen und des Landes weiterzuleiten 
und über Lösungsansätze zu diskutieren.
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Abbildung 3: Workshop mit Geflüchteten im November 2017 im Allerweltshaus in Köln

Quelle: eigene Aufnahme

Ergebnisse: Wohnen

In Köln gibt es bereits seit dem Jahr 2004 Leitlinien zur Unter-
bringung Geflüchteter – allerdings konnten diese aufgrund 
der hohen Zuweisungszahlen nicht umgesetzt werden, son-
dern mussten entsprechend den neuen Bedingungen ange-
passt werden. Die Vermeidung von Obdachlosigkeit stand 
nach dem „langen Sommer der Migration“ im Vordergrund. 
Daher wurden in Spitzenzeiten der Zuwanderung Geflüchtete 
in Sporthallen, Hotels, Containern und Leichtbauhallen unter-
gebracht. Die allgemeine politische Leitvorstellung, nämlich 
die dezentrale Unterbringung in Wohnungen, wurde jedoch 
nicht infrage gestellt. So unterstützt seit 2011 das „Auszugsma-
nagement“ der Stadt Köln den Umzug von einem Wohnheim 
in eine Privatwohnung bei Personen mit einer besonderen 
Schutzbedürftigkeit. Da Geflüchtete mit Studierenden und 
Haushalten mit geringem Einkommen um bezahlbaren Wohn-
raum konkurrieren, ist es vielen Interviewpartner_innen ein 
Anliegen, mit ihren Aktivitäten nicht zu einer Neiddebatte um 
knappe Ressourcen beizutragen. 

Im Kreis Heinsberg gab es  in jüngerer Zeit vor  2015 keine 
nennenswerte Zuwanderung von Geflüchteten und entspre-
chend auch keine Überlegungen zu ihrer Unterbringung. Da-
durch waren die Gemeinden im Kreis zum Teil nicht auf ihre 
Pflichtaufgabe der Unterbringung Geflüchteter vorbereitet. Die 
Gemeinden entwickelten daher, zum Teil unter hohem Druck, 
individuelle Lösungen, die überwiegend auf eine dezentrale 
Unterbringung ausgerichtet waren. Aufgrund von Leerständen 
kommunaler und privater Wohnungen konnten einige Gemein-
den die Geflüchteten von Anfang an in Wohnungen unterbrin-
gen. Mittlerweile sind diese Reserven jedoch verbraucht, so 
dass der Wohnungsmarkt in beiden Fallstudien angespannt ist, 
was den Übergang in den regulären Wohnungsmarkt erschwert. 

So werden Integrationsprozesse verzögert, weil Geflüch-
tete zum Teil auch noch nach Jahren in Gruppenunterkünften 
leben. Speziell die Großunterkünfte in räumlichen Randlagen 

erweisen sich als Hemmnis für die Integration (Aumüller et al. 
2015). Diese Lagen erschweren die Erreichbarkeit von Alltags-
infrastruktur, von Sprachkursen und Arbeitsplätzen sowie die 
Entwicklung von Beziehungen zur Aufnahmegesellschaft und 
zu möglicherweise bestehenden lokalen ethnischen Gemein-
schaften (Doomernik u. Glorius 2016). 

Insbesondere auf dem sehr angespannten Kölner Woh-
nungsmarkt spielen soziale Netzwerke bei der Wohnungssu-
che eine wichtige Rolle. Dazu gehören sowohl Beziehungen 
zu Freund_innen und Verwandten als auch Kontakte zwischen 
Flüchtlingen und der lokalen Gesellschaft (z. B. Willkommens
initiativen, Berater_innen in Flüchtlingsinformationszentren 
und Sprachlehrer_innen), wie das folgende Zitat eines jungen 
Befragten aus Syrien veranschaulicht:

„Also erstmal habe ich gesucht in Immobilienscout24 und so, ohne Ende. 
Da habe ich nix gefunden. (…) Ich habe es versucht und versucht, ich 
habe Bekannte angerufen und sie gefragt, ob sie Wohnungen haben 
oder Leute kennen, die eine Wohnung vermieten wollen, ich habe nichts 
gefunden. Am Ende gab es einen Freund von mir, der in der Wohnung 
lebte und nach [Ortsname] ziehen wollte. Er erzählte mir davon und ich 
sprach mit Frau Elisabeth [Beraterin bei der Wohlfahrtseinrichtung] und 
sie sagte: ‚Ok, ich werde den Vermieter fragen‘ und das hat funktioniert.“ 
(Interview mit Geflüchtetem aus Köln)

Verhandlungen mit Vermieter_innen benötigen oft die Unter-
stützung einer deutschen Vertrauensperson, die im Namen der 
Geflüchteten spricht, bei Sprachproblemen hilft und Zweifel 
abbauen kann. Dies veranschaulicht, wie Geflüchtete von 
sozialen Kontakten mit Einheimischen profitieren können, 
um ihren Mangel an Wissen und Erfahrungen bei der Woh-
nungssuche und im Umgang mit Vermieter_innen/Instituti-
onen auszugleichen (Anthias 2007). Mit der Einführung der 
Wohnsitzauflage2 werden hilfreiche Kontakte jedoch auf lokale 
Bindungen beschränkt. So können Geflüchtete beispielsweise 
nicht von sozialen Beziehungen zu Familie oder Freund_innen 
profitieren, die in anderen Teilen Deutschlands leben.
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Ergebnisse: Arbeitsmarktzugang

Insgesamt bietet der Ausbildungs- und Arbeitsmarkt in Köln 
ein differenzierteres und breiteres Angebot als im Kreis Heins-
berg. Hier stehen Geflüchtete zudem vor der Herausforderung, 
dass das ÖPNV-Angebot häufig nicht ausreicht, Arbeitsan-
gebote in entfernteren Gemeinden tatsächlich zu erreichen. 

„[…] wo die [Geflüchteten] Arbeit finden könnten, weil es ja doch meis-
tens Hilfsarbeiten sind, herrscht Schichtbetrieb. Können die aber alle 
nicht, weil um acht Uhr hier die Bürgersteige hochgeklappt werden.“ 
(Interview mit Vertreterin einer Bürgerinitiative im Kreis Heinsberg)

In beiden Untersuchungsräumen erfolgt der Zugang zum 
Arbeitsmarkt über Praktika, Mini-Jobs oder Ausbildungen. 
Die Informationen über diese Angebote werden meistens 
über soziale Kontakte vermittelt, sei es in Form persönlicher 
Kontakte – diese haben sich insbesondere im Kreis Heinsberg 
als hilfreich erwiesen – oder in Form von institutionalisierten 
Coachings (Beratung durch Behörden, Verbände, Vereine) und 
einer sehr persönlichen Betreuung (Gericke et al. 2018). 

Insbesondere in unseren Experteninterviews wurde be-
tont, dass ein Ausbildungsplatz für junge und lernorientierte 
Geflüchtete die größten Potenziale bietet. Um diese Zielgruppe 
bei ihrem Einstieg in eine Ausbildung zu unterstützen, wurden 
in den letzten Jahren zahlreiche Programme und Maßnahmen 
entwickelt. Diejenigen Geflüchteten, die bis zum Zeitpunkt des 
Interviews bereits eine Ausbildung finden konnten, waren sehr 
zufrieden damit. Auch an einem Studium in Deutschland be-
stand großes Interesse auf Seiten der Geflüchteten. Allerdings 
ist der Zugang, aufgrund der höheren Sprachanforderungen, 
deutlich schwieriger. Komplizierter stellt sich der Weg in den 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt für Ältere und solche Geflüch-
tete dar, die bereits über berufliche Qualifikationen verfügen. 
Um im Ausland erworbene Qualifikationen in Deutschland 
anzuerkennen, wurden in den letzten Jahren Verfahren ent-
wickelt, die jedoch häufig langwierig sind und keineswegs 
immer zur erfolgreichen Anerkennung führen. Auch erweist 
sich eine Anerkennung von Qualifikationen nicht per se als 
Schlüssel zum deutschen Arbeitsmarkt. Denn trotz Anerken-
nung nehmen Geflüchtete ein Misstrauen der Arbeitgeber ge-
genüber ihren Qualifikationen aus dem Ausland wahr. In vielen 
reglementierten Berufen wird neben dem Nachweis fachlicher 
Qualifikationen auch ein hohes Sprachniveau gefordert, so 
dass der Berufseinstieg sich um lange Zeit verzögern kann. So 
berichtet ein syrischer Arzt, der im Kreis Heinsberg lebt: 

„Ich brauche die Approbation. Approbation kann ich nicht bekommen 
ohne C1 für Medizin. […] Ich habe auch noch kein Praktikum, […] das 
Krankenhaus in Heinsberg fordert C13.“ (Interview mit Geflüchtetem 
aus dem Kreis Heinsberg)

Er beschreibt dann die Schwierigkeiten, in Heinsberg zeitnah 
an einem weiterführenden Sprachkurs teilzunehmen und 
seine Sorge, dass sich in der Wartezeit sowohl seine Sprach-
kenntnisse wieder verschlechtern als auch seine beruflichen 
Qualifikationen an Wert verlieren.

Gerade für hochqualifizierte und beruflich hochspeziali-
sierte Geflüchtete erweist sich der Einstieg in den Arbeitsmarkt 
als sehr schwierig. So berichtet eine Interviewpartnerin, die 
vor ihrer Flucht im Bereich Petrochemie gearbeitet hat, dass 

es lokal weder Kenntnisse über ihr Berufsfeld gibt noch die 
Möglichkeit eines wohnortnahen Praktikums besteht. Die 
Wohnsitzauflage beschränkt die Optionen für Praktika auf das 
Umfeld des Wohnortes und wirkt sich somit insbesondere im 
ländlichen Raum als Hemmnis bei der Arbeitsmarktintegration 
aus. Es zeigen sich also vielfältige Hindernisse, mitgebrachte 
berufliche Qualifikationen in Deutschland in Wert zu setzen. 

Ergebnisse: Soziale Beziehungen 

Kontakte zu Familienmitgliedern, Verwandten und Freund_in-
nen, die sich bereits in Deutschland befanden, stellen für ei-
nige Neuzugewanderte eine wichtige Unterstützung, gerade 
zu Beginn des Aufenthaltes, dar (z. B. gemeinsame Wohnung 
mit Geschwistern). Zum Teil verhindern die Rahmenbedin-
gungen der Wohnsitzauflage das Zusammenleben und die 
gegenseitige Unterstützung von Familienmitgliedern. An-
dere Geflüchtete hingegen suchen nicht die Nähe zu ihren 
in Deutschland lebenden Verwandten. Die Bedeutung des 
verwandtschaftlichen Netzwerkes ist individuell sehr verschie-
den. Der Nachzug von Eltern, Ehepartner_innen oder Kindern 
wurde hingegen von fast allen Gesprächspartner_innen als 
unabdingbare Voraussetzung für das Einleben gewünscht.

Im Hinblick auf den Aufbau neuer lokaler Netzwerke und 
ihrer Bedeutung für die Integration zeigt unsere Untersu-
chung, dass Kontakte zu anderen Geflüchteten eine wichtige 
Quelle praktischer Unterstützung und emotionalen Rückhalts 
in der Ankunftsgesellschaft darstellen (Stevens 2016; Palmgren 
2017; Uzelac et al. 2018). Solche Kontakte werden zumeist in 
Wohnheimen, über Integrations- und Sprachkurse, bei Be-
hördengängen oder bei ehrenamtlichen Initiativen geknüpft. 

Der Aufbau von sozialen Beziehungen zu Mitgliedern der 
Aufnahmegesellschaft gestaltet sich insgesamt schwieriger. 
Zwar ergeben sich im Gegensatz zu früheren Migrationsbe-
wegungen nach Deutschland heute vielfältigere und frühzei-
tigere Möglichkeiten, Personen aus der Aufnahmegesellschaft 
kennenzulernen. Allerdings wirken die zu Beginn geringen 
Sprachkenntnisse, Zeit- und Geldmangel, kulturelle Distanz 
sowie das gefühlte Misstrauen der Aufnahmegesellschaft als 
Barrieren (vgl. Aumüller u. Bretl 2008). Kontakte werden vor al-
lem über Sprachkurse und ehrenamtliche Initiativen geknüpft. 
Angebote, die sich explizit an Geflüchtete wenden, werden 
durchaus ambivalent beurteilt, da sich die Beteiligten selten 
auf Augenhöhe begegnen und sich diese Kontakte häufig auf 
spezifische Orte und Situationen beschränken. Die Kontakt-
freudigkeit und Eigeninitiative der Geflüchteten erweisen sich 
als wichtige Faktoren beim Aufbau neuer Kontakte. In den Ge-
sprächen wurden das schnelle Erlernen der Sprache und eige-
nes ehrenamtliches Engagement als Faktoren genannt. Hierbei 
treten Geflüchtete nicht als ,Empfänger‘ ehrenamtlicher Unter-
stützung auf, sondern sind selbst in verschiedenen Initiativen 
(z. B. bei der Tafel) oder Einrichtungen (z. B. Seniorenheim, 
Kindergarten) aktiv. Über diese Tätigkeit können Kontakte auf 
Augenhöhe geknüpft und ein vergleichsweise leichter Zugang 
zur Gesellschaft gefunden werden. Gleichzeitig kann die Auf-
nahmegesellschaft von den Kenntnissen und Fähigkeiten der 
Geflüchteten profitieren (z. B. durch Dolmetschertätigkeiten). 
Ehrenamtliche Initiativen und die Möglichkeit ehrenamtlicher 
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Tätigkeit für Geflüchtete können somit als wichtiges Medium 
der Integration betrachtet werden.

Die lokalen Kontexte sind für das Knüpfen neuer Kontakte 
eine wichtige Rahmenbedingung, aber nicht entscheidend. 
Vor allem geht es hier um die Orte und Gelegenheiten, um 
Menschen zu begegnen, die aufgrund ihres Alters, ihres Ge-
schlechts, ihres Familienstandes, ihrer Sprache, ihrer aktuellen 
Probleme oder ihres Wissens als Partner_in für eine wieder-
holte Kommunikation geeignet sind. Die Großstadt Köln ist 
dabei gekennzeichnet durch die Vielfalt der Möglichkeiten. Es 
gibt zahlreiche Anbieter_innen von Sprach- und Integrations-
kursen, Beratungsstellen sowie ehrenamtliche Initiativen und 
Projekte. Die zugleich große Zahl von Fluchtmigranten in der 
Stadt macht es mithin wahrscheinlicher, Menschen – Einheimi-
sche wie auch andere Geflüchtete – zu treffen, mit denen man 
„auf einer Wellenlänge“ liegt. Auf der anderen Seite sind die 
sozialen Kontakte und Hilfsangebote in der Großstadt durch 
eine stärkere Unverbindlichkeit gekennzeichnet. Der klein- 
und mittelstädtisch geprägte Kreis Heinsberg bietet insgesamt 
weniger Gelegenheiten, sich mit anderen Geflüchteten oder 
Ortsansässigen zu treffen, dafür sind diese tendenziell stabiler 
und überschaubarer. Wenn Befragte sich direkt über die so-
ziale Qualität ihres Wohnortes im Kreis Heinsberg äußern, so 
geschieht dies in überwiegend positiver Weise.

Ergebnisse: Kommunale Integrationspolitik

Kommunen unterliegen im Zusammenspiel der verschiedenen 
Akteure, die im politischen Mehrebenensystem Deutschlands 
zur Integration von Geflüchteten vor Ort beitragen, „unter-
schiedlichen Modi der Koordination“ (Einig et al. 2005: 2). Das 
Verhältnis zu den Akteuren der Bundes- und Landesebene ist 
primär durch ein hierarchisches Verhältnis direkter Regelung 
und Kontrolle geprägt. Allerdings zeigt unsere Untersuchung 
deutlich, dass vorhandene Interpretationsspielräume unter-
schiedlich genutzt werden und somit zu einer räumlich diffe-
renzierten Integrationspolitik führen. Das Verhältnis der Kom-
munen zu den zivilgesellschaftlichen Akteuren ist eher durch 
ein heterarchisches Verhältnis mit Kooperation auf Augenhöhe 
geprägt. Durch die starke Einbindung dieser Akteure wird die 
Vielfältigkeit kommunaler Integrationspolitiken verstärkt.

Mit der Flüchtlingszuwanderung ist die Notwendigkeit, 
Integration als kommunale Querschnittsaufgabe zu verstehen 
(Gestring 2011: 269), sichtbarer geworden. Die Netzwerkarbeit 
im Zusammenspiel der verschiedenen kommunalen, zivilge-
sellschaftlichen und privatwirtschaftlichen Akteure hat an 
Bedeutung gewonnen. Diese Vernetzung wird von vielen Ge-
sprächspartner_innen als Schlüssel für eine erfolgreiche Inte
grationsarbeit bezeichnet, da sie zu einem besseren gegensei-
tigen Verständnis, zu einem Informationsaustausch in beide 
Richtungen und letztlich zu einer gemeinsamen Überwindung 
von Hindernissen führen kann (Schiffauer 2017: 16). Dies ist 
wichtig in einem Feld, das durch ständige Gesetzesänderun-
gen und eine Vielzahl an neuen Programmen gekennzeichnet 
ist. Allerdings funktioniert die Zusammenarbeit zwischen den 
verschiedenen Akteuren keinesfalls immer reibungslos. Insbe-
sondere das Zusammenspiel zwischen ehrenamtlichen Initia-
tiven und öffentlicher Verwaltung wird in unseren Interviews 

von beiden Seiten des Öfteren als schwierig gekennzeichnet 
(Schiffauer 2017: 21). Hier zeigen sich die unterschiedlichen 
Handlungslogiken der beteiligten Akteure, die sich u. a. durch 
unterschiedliche Zeithorizonte und Arbeitsabläufe ergeben. 
Während ehrenamtliche Initiativen schnell und flexibel agieren 
können, wird die Verwaltung als träge wahrgenommen. Zum 
anderen unterscheiden sich häufig die Handlungsziele der 
Akteure. Die Verwaltungen müssen die Wahrung vorgegebe-
ner Standards einhalten. Für die ehrenamtlich Tätigen, die im 
stärkeren direkten Kontakt mit den Geflüchteten sind, steht 
die rasche Lösung akuter Probleme im Vordergrund. 

Für die Stadt Köln und die Gemeinden im Kreis Heinsberg 
werden Unterschiede in der kommunalen Integrationspolitik 
bestätigt, die u. a. von sozialen und wirtschaftlichen Gegeben-
heiten vor Ort, dem zivilgesellschaftlichen Organisationsgrad 
und der lokalen Kooperationskultur abhängig sind (Scham-
mann u. Kühn 2016). In einer großstädtischen Verwaltung wie 
in Köln konnten wir beispielsweise strategische Überlegungen 
zu einem planvollen Umgang mit der Integration Geflüchteter 
beobachten, der allerdings wegen der hohen Zuwanderung 
nicht durchzuhalten war. Solche strategischen Konzepte zur 
Integration von Geflüchteten fehlten im Kreis Heinsberg. Über-
schaubare Verwaltungsstrukturen führten dort aber dazu, 
flexibel mit den Herausforderungen umgehen zu können. Die 
Größe einer Verwaltung wie in Köln hat einerseits den Nachteil, 
dass die Verwaltungsstrukturen und die hierin praktizierte 
Arbeitsteilung für Außenstehende schwer durchschaubar sind. 
Andererseits ermöglicht die stärkere Spezialisierung ein sehr 
differenziertes Verwaltungshandeln. In den kleineren Gemein-
den des Kreises Heinsberg sind die Aktivitäten zur Integration 
hingegen stärker an einzelne Persönlichkeiten gebunden, was 
angesichts der dünnen Personaldecke die Verwaltungsarbeit 
aber auch anfälliger (bspw. bei Personalausfällen) macht.

In beiden Untersuchungsräumen sind infolge der Flücht-
lingszuwanderung die Zusammenarbeit und der Austausch 
zwischen verschiedenen Abteilungen innerhalb der kommu-
nalen Verwaltungen, aber auch zwischen den kommunalen 
Verwaltungen und externen Akteuren (z. B. Wohlfahrtsver-
bänden, Wohnungsunternehmen, ehrenamtlichen Initiativen) 
intensiver geworden, so dass das gegenseitige Verständnis 
für die jeweilige Denk- und Arbeitsweise zugenommen hat. 
Im Verlaufe des Projektes wurde allerdings deutlich, dass der 
Austausch (auf Augenhöhe) zwischen den ,steuernden‘ Akteu-
ren der Landesebene und den ,ausführenden‘ Akteuren auf der 
kommunalen Ebene von den kommunalen Praktiker_innen als 
zu gering eingeschätzt wird.

Ausgewählte Handlungsempfehlungen 

Der Übergang in den regulären Wohnungsmarkt wird durch 
verschiedene Faktoren erschwert, u. a. durch Vorbehalte sei-
tens der Vermieter_innen. Unsere Untersuchung hat sowohl 
in Köln als auch in Heinsberg gezeigt, dass das Auftreten der 
Kommune als Ansprechpartner gegenüber den Vermieter_
innen Unsicherheiten reduzieren und die Kommunikation 
erleichtern kann. Mit der Bereitstellung solcher Unterstüt-
zungsangebote kann der Übergang Geflüchteter in den Woh-
nungsmarkt beschleunigt werden. 
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Die Informationen über Arbeits- und Ausbildungsmög-
lichkeiten sollten nicht vornehmlich von Zufall, Engagement 
und Kontakten einzelner Schlüsselpersonen abhängig sein. 
Vielmehr sollte die frühe Vermittlung zentraler Informationen 
über Angebote für verschiedene Ansprüche (Jobs, Ausbil-
dungsplätze, Studiengänge, jeweils benötigte Voraussetzun-
gen und der Weg zu diesen Voraussetzungen) stärker institu-
tionalisiert werden (z. B. in den Orientierungskursen), so dass 
diese Informationen allen Interessierten zugänglich gemacht 
werden. Die Geflüchteten sollten vorab (bspw. in den Orientie-
rungskursen) über den Ablauf und die Rahmenbedingungen 
von Praktika informiert werden und auch grundlegende Infor-
mationen zu ihren Arbeitnehmerrechten erhalten, damit eine 
mögliche Ausbeutung durch Arbeitgeber_innen verhindert 
werden kann. 

Die ehrenamtliche Tätigkeit Geflüchteter sollte mehr An-
erkennung erfahren und stärker als bisher als Integrations-
leistung der Geflüchteten gewürdigt werden. Eine stärkere 
mediale Aufmerksamkeit für die Leistungen von Geflüchteten 
kann zu einem positiveren Bild von Geflüchteten in der Ge-
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sellschaft beitragen und damit auch ihre Integration in die 
Gesellschaft erleichtern. 

Die Möglichkeiten zum Austausch zwischen Akteuren aus 
Kommunen und Akteuren der Landesebene sollten stärker 
ausgebaut werden, um Informationsflüsse und das gegen-
seitige Verständnis zu verbessern. 

	
1	 Der Beitrag stellt eine erweiterte Fassung des Kurzberichts „Integra-

tion Geflüchteter in groß- und kleinstädtischen Räumen in NRW“ dar 
(Adam et al. 2019a). Das zugrundeliegende Projekt wurde gefördert 
durch das Forschungsinstitut für gesellschaftliche Weiterentwicklung 
(FGW) in Düsseldorf. 

2	 Nach der Einführung der Wohnsitzauflage in Nordrhein-Westfalen 
sind Geflüchtete verpflichtet, drei Jahre lang in der Gemeinde zu 
wohnen, der sie zugewiesen wurden.

3	 Gemäß dem europäischen Referenzrahmen für Sprachen entspricht 
das Sprachniveau C1 fachkundigen Sprachkenntnissen. Es handelt 
sich um ein hohes Sprachniveau-Zertifikat. Die darauffolgende Stufe 
C2 umfasst annähernd muttersprachliche Kenntnisse. 


